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Auszahlungsbetrag 850 Mark

Bürgergeld 1200 Mark

Rechenbeispiel für ein monatliches
Bürgergeld vom Finanzamt

Ein 28jähriger, lediger Arbeiter in einer Großstadt verdient
als ungelernte Teilzeitaushilfe am Bau monatlich 850 Mark.
Er zahlt keine Steuern, aber 150 Mark Beitrag zur
Sozialversicherung. Ihm bleiben also 700 Mark im Monat.

Grundbedarf 550 Mark

Wohnbedarf (Miete und Heizung) +500

Mehrbedarf für Erwerbstätige +150

Anrechnung von 50 Prozent des
Netto-Arbeitslohnes von 700 Mark –350

Quelle: Prof. Mitschke
S o z i a l s t a a t

Große
Verführer
Läßt sich mit einem sogenannten
Bürgergeld der Sozialstaat gerech-
ter gestalten?

oachim Mitschke, 57, ist derzeit e
gefragterMann. Die BonnerBaumi-Jnisterin Irmgard Schwaetzer ruft ihn

häufig an,ebenso dieGrünen inBaden-
Württemberg. Der FrankfurterProfes-
sor referiert vor dem Wirtschaftsrat d
CDU, aber auch vor dem „Kronberge
Kreis“, einer elitärenRunde liberaler
Wirtschaftsprofessoren.

Alle erhoffen sich von ihmdasselbe
Durchblick beimneuen Modethema de
Finanz- und Sozialpolitik. Mitschk
kennt sich aus mit demBürgergeld, das
fast alleBonner Parteien imWahlkampf
als ihre jeweils eigeneReformidee an
preisenmöchten. Kern des Konzepts, d
manchmal auch Negativsteuer gena
wird: ein Steuer- undSozialleistungssy
stem aus einemGuß,kombiniert mit ei-
ner Art Subvention für Niedriglohnjobs

Nun wollen Politiker undProfessoren
wissen, obsich damit wirklich die Ar-
beitslosigkeitabbauen und die Bürokra
tie mindern läßt. Das eine wie dasandere
würden die Parteien ihren Wählern n
zu gern versprechen.

Ratlos registrieren Regierung und O
position, wie dieZahl der Arbeitslosen
im vereinten DeutschlandMonat für Mo-
Lohnempfänger: Wachsende Verdrossenh
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nat in immerneue Rekordhöhenhoch-
schnellt.Verstörtlesen die Politiker Um
fragen über die wachsende Politikver
drossenheit – undwissen, daßgerade die
schwerfälligestaatliche Verwaltung de
Frust der Bürgernährt.

Bei der FDP steht das Bürgergel
konzept im Wahlprogramm, die CD
schreibt es vermutlich in dieserWoche
auf ihrem HamburgerParteitag hinein
Die Grünen gingen schonAnfang der
achtzigerJahre mitähnlichenIdeen auf
Stimmenfang, nur die Sozialdemokrat
streiten nochüberderlei Vorstellungen

Dem ÖkonomieprofessorMitschke ist
der plötzlicheAndrang „etwas unheim
lich“. Seit1973arbeitet er anseinem Fi-
nanzkonzept, 20 Jahrelangwarb erver-
geblich dafür. Nun befürchtet er,seine
Ideensollten bloß „alsWahlkampfthema
hochgepustet“ werden,ohne anschlie-
ßendwirklich umgesetzt zuwerden.

Das wäre schade. Was der Frankfur
Professorfordert, ist längst überfällig.
Dochbislang fehlt derMumm für solche
eit

Dem Arbeiter bleiben 700 Mark Nettolohn und
Bürgergeld, also 1550 Mark pro Monat. Ohne 
würde er nur 1050 Mark Bürgergeld erhalten (
Wohnbedarf), also 500 Mark weniger.
Reformen.Viele Sonderregelungen im
Steuerrecht habenzähe Lobbyisten
mühseligerkämpft. Wer die Extras ab
schaffenwill, muß sich mit mächtigen
Interessenvertretern anlegen.

Der Einsatz wäre verdienstvoll. Ste
ervergünstigungen und Sozialtransfer
eingeführt, ummehr sozialeGerechtig-
keit zu bescheren –sind längst ein un
überschaubarer Wust. DenAusgleich
zwischen Arm und Reich erlebenviele
Bürger als Kampf mit einem Bürokra
tiemoloch.Selbst fürMinibeträgemüs-
sen Steuerzahler und Bedürftigehäufig
einen absurdenÄmtermarathonbewäl-
tigen. 40Behördenvergeben staatlich
Sozialleistungen. Über 90 Varianten
staatlicher Zuschüssewerden verteilt,
und dabei sind Steuernachlässenoch
nicht einmaleingerechnet.

Wer Kinder hat, kann auf 15Wegen
Knete vom Staat bekommen:Kinder-
freibeträge bei derEinkommensteue
berechnet das Finanzamt, Kinder- u
Erziehungsgeld verteilen in der Reg
-

n

 850 Mark
Teilzeitjob
Grund- und
Arbeits-, Sozial- und
Jugendämter. Wen
die Nachkommenstu-
dieren, helfen Bafög-
Ämter weiter; wer
baut, genießt dabe
noch mal Steuernach
lässe für jeden Spröß
ling.

Das Chaos nimm
ständig zu. BeiBund
und Ländernwuchert
die Sozialbürokratie
schonlänger, nunfüh-
ren auch noch di
Kommunen ständig
neueSozialrabatte ein
Städte und Gemeinde
schraubenfast überall
in Deutschland die Ge
bühren fürKindergär-
ten, Müllabfuhr und
öffentliche Verkehrs-
mittel in die Höhe,
weil in der Rezession
andere Einnahme
wegfallen.
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Um Einkommensschwache nicht
sehr zu schröpfen, setzen Lokalpolitik
auf gestaffelte Tarife: Werwenig ver-
dient, bekommtvieles zueinemniedrige-
ren Preis. Dashilft den Ärmsten,macht
aber dasSozialsystemerst recht unüber
sichtlich.

Die Bürger, dieSteuer- undSozialbe-
rater habenlängst denÜberblick verlo-
ren.Kein Finanzexperte, keinStatistiker
kann exakt ermitteln,wieviel der Staat
unterm Strich einzelnenEinkommens-
gruppen nimmt undanderengibt. Keiner
weiß, wieviel Geld verschwendet wird
wennSozialleistungen beidenen ankom
men, dieauch anderswo abkassieren.

„Wir blicken nicht mehr durch“, sagt
Mitschke. Alle reden vomWohlfahrts-
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staat – doch wer davon wie starkprofi-
tiert, läßtsich nurerahnen.

Das alles soll nunanders werden. An
die Stelle des Subventionswirrwarrs so
so das Mitschke-Konzept, künftig nu
noch eineeinzige Überweisung des F
nanzamtstreten.

Die Finanzbehörden, die denSozial-
ämtern ohnehinhäufig mit Informa-
tionen aushelfen,sollen nicht nur abkas
sieren, sondern auch auszahlen. W
viel verdient, zahlt Steuern wie bisher
Wer kaum etwas einnimmt, erhält
Geld vom Staat, dasBürgergeld (siehe
Grafik Seite 28).

Die Reformwürdeviele ödeBesuche
auf den Ämternüberflüssigmachen. Sie
könnte außerdem, das betonenGrüne
und FDP in seltener Einmütigkei
den oft demütigenden Gang zumSozial-
Reformer Mitschke
Behutsamer Umbau
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amt durch anonym
Überweisungen erse
zen. „Es geht auch um
die Würde derBedürf-
tigen“, hat die FDP-
Ministerin Irmgard
Schwaetzererkannt.

Noch wichtiger: Das
Finanzkonzeptsoll für
mehr Beschäftigung
sorgen. Bislang hält
die sogenannte Ar
mutsfalle viele Ar-
beitslose davon ab,
neue,schlechtbezahlt
Jobs anzunehmen
Denn wer Sozialhilfe
oder Arbeitslosengeld
bezieht, trotzdem ar
beitet und dies die
Ämter wissenläßt, be-
kommt kaumetwas zu-
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sätzlich ins Portemonnaie. Extra-Ein
nahmen werdenfast komplett abgezo-
gen – wer nichts tutoderschwarzarbei-
tet, steht besser da.

Reformer wieMitschke wollen, daß
die Nettolöhnekünftig nicht mehr voll,
sondern nur noch zur Hälfte auf de
Bürgergeld-Anspruch angerechnetwer-
den.

Die Auszahlung wäredann eine Art
Lohnsubvention für schlechtbezah
Jobs – und damitvielleicht ein Mittel,
auch Langzeitarbeitslose undgering
Qualifizierte auf demersten Arbeits
markt unterzubringen. Werarbeitslos
gemeldet ist und fürwenig Geld jobbt,
so Mitschke, „soll belohnt undnicht be-
straft werden“.

Das klingt simpel,bedeutet aber fü
das Gemeinwesen eine Revolutio
Schon kursierenHorrorzahlen, die vo
immensen Kosten durch denUmbau
warnen: Eine interneListe des Bundes
finanzministeriumsunterstellt, daß 11
Milliarden Mark umgeschichtetwerden
müßten.Einige Beamte imWirtschafts-
ministeriumhabennochhöhere Beträg
errechnet.
r

Um die Widerstände in derVerwal-
tung gering zuhalten, wollen die Bür-
gergeldfans in FDP und CDU dasneue
System stufenweiseeinführen. Zunächs
sollen Kinder-, Erziehungs- und Wohn
geld sowieBafög-Leistungen beimFis-
kus angesiedeltwerden. Inzwei bisdrei
Jahren, soschätzt derAbgeordneteRai-
ner Eppelmann (CDU), könnedieser
Umbaugelingen.

Spätestens nachfünf Jahrensoll dann
auch dieSozialhilfe in dasneueSystem
eingegliedertwerden.

Mit dem behutsamenUmbau sind
noch nichtalle Zweifelausgeräumt. Vo
allem SPD-Politikerwarnen davor, da
Sozialsystem allzu rigoros zu vereinf
chen: Es seisinnvoll, etwazwischen Be-
hinderten und Gesunden,zwischen Fa-
milienvätern und Singles, zwischen
Wohnungssuchenden
in Kleinstädten und
Metropolen zu unter
scheiden.

Das sei mit dem
Bürgergeld schwer zu
machen, warnt de

SPD-Finanzexperte
JoachimPoß: Würden
viele Ausnahmenein-
geführt, verliere die
Idee ihren Charme.

Ähnliche Vorbehal-
te hat der CDU-Politi-
ker Ulf Fink, Vize-
Vorsitzender des
Deutschen Gewerk
schaftsbundes: „Die
großen Vereinfacher“
warnt er, „waren auch
immer die großen Ver
führer.“ Die Beden-
ken sind zum Teilberechtigt. Was die
FDP vorhat, isttatsächlicheine rigoro-
se Vereinfachung – und dabeikönnten
Härtefälle deutlichschlechter wegkom
men. Doch esgeht auch anders:Selbst
mit Sonderregelungen für Notleidend
wäre das Bürgergeldsystem imm
noch durchsichtiger als das alte Ko
zept.

Gerade in der SPDbefürchten man
che, daß die Reformeneinseitig zu La-
sten der sozial Schwachen durchgezo
gen würden –schließlich sollenSozial-
leistungen wegfallen. „Diesehen das
als Einfallstor für eineriesige Umver-
teilung“, glaubt Mitschke.

Er hat deshalb vorgeschlagen, nic
nur das Sozialsystemnach Verschwen
dung zu durchforsten.Genausowichtig
seien Schlupflöcher für die Steuerhi
terziehung – da seisowieso „viel mehr
zu holen“.

Doch das kommt in derPolitik nicht
so gut an – und Mitschkedrängt auch
nicht, das Konzept komplett zu übe
nehmen. „Sonst“, glaubt der Professo
„dauert esnoch mal 20Jahre,bevor ir-
gendwas passiert.“ Y


